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Jährlicher Hinweis auf das Widerspruchsrecht 
nach dem Bundesmeldegesetz 

   
Widerspruchsrechte zu Melderegisterauskünften in 
besonderen Fällen und zur Datenübermittlung im 
Meldewesen   

  
Melderegisterauskünfte in besonderen Fällen und 
Widerspruchsrechte   

 
Gemäß § 50 Bundesmeldegesetz (BMG) darf die Mel-
debehörde in folgenden besonderen Fällen Auskunft 
aus dem Melderegister erteilen:   
 
1.) Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen 

und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zu-
sammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf 
staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der 
Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten 
Auskunft aus dem Melderegister über Familienna-
men, Vornamen, Doktorgrade und derzeitige An-
schriften von Gruppen von Wahlberechtigten ertei-
len, soweit für deren Zusammensetzung das Le-
bensalter bestimmend ist. Die Geburtsdaten der 
Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt wer-
den. Die Person oder Stelle, der die Daten übermit-
telt werden, darf diese nur für die Werbung bei einer 
Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spä-
testens einen Monat nach der Wahl oder Abstim-
mung zu löschen oder zu vernichten.   
 

2.) Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder 
Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebe-
hörde Auskunft über Familienname, Vornamen, 
Doktorgrad, Anschrift sowie Datum und Art des Ju-
biläums erteilen. Altersjubiläen im Sinne des Satzes 
1 sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Ge-
burtstag und ab dem 100. Geburtstag jeder folgende 
Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes fol-
gende Ehejubiläum.  
 

3.) An Adressbuchverlage darf die Meldebehörde zu al-
len Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet 
haben, Auskunft über Familienname, Vornamen, 
Doktorgrad und die derzeitige Anschrift erteilen. Die 
übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe 
von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in 
Buchform) verwendet werden.   

  
Gemäß § 50 Abs. 5 BMG haben betroffene Personen 
das Recht, der Übermittlung ihrer Daten nach den vor-
stehenden Nummern 1 bis 3 zu widersprechen. Der Wi-
derspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift im Bür-
gerbüro der Stadt Balve, Widukindplatz 1, 58802 Balve 
zu erklären. Bei einem Widerspruch werden die Daten 
nicht übermittelt. Ein Widerspruch gilt bis zu seinem Wi-
derruf.  

Datenübermittlungen an öffentlich-rechtliche Reli-
gionsgesellschaften und Widerspruchsrechte  

  
Gemäß § 42 BMG darf die Meldebehörde öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaften zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben Daten ihrer Mitglieder aus dem Melderegister 
regelmäßig übermitteln. Im Einzelnen gehören dazu fol-
gende Daten:  
 
1. Familienname,  
2. frühere Namen,  
3. Vornamen,  
4. Doktorgrad,  
5. Ordensname, Künstlername,  
6. Geburtsdatum und Geburtsort sowie bei Geburt im 

Ausland auch den Staat,  
7. zum gesetzlichen Vertreter  

a. Familienname,  
b. Vornamen,  
c. Doktorgrad,  
d. Anschrift,  
e. Geburtsdatum,  
f. Geschlecht,  
g. Sterbedatum sowie  
h. Auskunftssperren nach § 51 BMG,  

8. Geschlecht,  
9. derzeitige Staatsangehörigkeiten,  
10. rechtliche Zugehörigkeit zu der öffentlich-rechtli-

chen Religionsgesellschaft,  
11. derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach 

Haupt- und Nebenwohnung, die letzte frühere An-
schrift, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte 
Anschrift im Inland, bei Wegzug in das Ausland 
auch die Zuzugsanschrift im Ausland und den 
Staat,  

12. Einzugsdatum und Auszugsdatum,  
13. Familienstand beschränkt auf die Angabe, ob ver-

heiratet oder eine Lebenspartnerschaft führend o-
der nicht; zusätzlich bei Verheirateten oder Leben-
spartnern: Datum, Ort und Staat der Eheschlie-
ßung oder der Begründung der Lebenspartner-
schaft,  

14. Zahl der minderjährigen Kinder,  
15. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie  
16. Sterbedatum und Sterbeort sowie bei Versterben 

im Ausland auch den Staat.  
 

Gemäß § 42 Abs. 3 BMG können die betroffenen Per-
sonen der Übermittlung ihrer Daten an öffentlich-recht-
liche Religionsgemeinschaften widersprechen. Der Wi-
derspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift im Bür-
gerbüro der Stadt Balve, Widukindplatz 1, 58802 Balve 
zu erklären. Bei einem Widerspruch werden die Daten 
nicht übermittelt. Ein Widerspruch gilt bis zu seinem Wi-
derruf.   
  
  
Datenübermittlung an das Bundesamt für Wehrver-
waltung und Widerspruchsrechte   

  
Die Meldebehörden übermitteln auf Grund des § 58c 
Abs. 1 des Soldatengesetzes an das Bundesamt für 
Wehrverwaltung zum Zweck der Übersendung von In-
formationsmaterial jährlich bis zum 31. März Daten zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig werden. Übermittelt werden Fa-
milienname, Vornamen und die derzeitige Anschrift.  
Gemäß § 36 Abs. 2 BMG können die betroffenen Per-
sonen der Übermittlung ihrer Daten an das Bundesamt 
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für Wehrverwaltung widersprechen. Der Widerspruch 
ist schriftlich oder zur Niederschrift im Bürgerbüro der 
Stadt Balve, Widukindplatz 1, 58802 Balve, zu erklären. 
Bei einem Widerspruch werden die Daten nicht übermit-
telt. Ein Widerspruch gilt bis zu seinem Widerruf.  
  
Balve, 22.10.2024  
 
Stadt Balve  
Der Bürgermeister  
In Vertretung  
 
Michael Bathe  
 
 
 
 
 

 
 
 

Melderegisterauskunft in besonderen Fällen 

 
Nach S 50 des Bundesmeldegesetzes darf die Melde-
behörde in nachstehend genannten besonderen Fällen 
Auskünfte erteilen: 
 
1. Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen 

und anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zu-
sammenhang mit Wahlen und Abstimmungen auf 
staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der 
Wahl oder Abstimmung vorangehenden Monaten 
Auskunft aus dem Melderegister über 

 - Familienname, 
 - Vornamen, 
 - Doktorgrad und  
 - derzeitige Anschriften 
 
von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für 
deren Zusammensetzung das Lebensalter bestimmend 
ist. Die Geburtsdaten der Wahlberechtigten werden da-
bei nicht mitgeteilt. 
 
Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt wer-
den, darf diese nur für die Werbung bei einer Wahl oder 
Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen 
Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen       
oder zu vernichten. 
 
2. Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 

Auskunft aus dem Melderegister über Alters- oder 
Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebe-
hörde Auskunft erteilen über 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad, 
4. Anschrift sowie 
5. Datum und Art des Jubiläums. 
 

 Altersjubiläen im Sinne des Satzes 1 sind der 70. 
Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab 
dem 100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; 
Ehejubiläen sind das 50. und jedes folgende Eheju-
biläum. 

3. Adressbuchverlagen darf zu allen Einwohnern, die 
das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilt 
werden über deren 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. Doktorgrad und 
4. derzeitige Anschriften. 

 
 Die übermittelten Daten dürfen nur für die Heraus-

gabe von Adressbüchern (Adressenverzeichnisse in 
Buchform) verwendet werden. 

 
Widerspruchsmöglichkeiten 
 

Die betroffene Person hat das Recht, der Übermittlung 
ihrer Daten nach den Ziffern 1 bis 3 zu widersprechen. 
Der Widerspruch bei Wahlen ist spätestens sechs Mo-
nate vor der Wahl zu erheben. 
 
Das Widerspruchsrecht steht den Betroffenen ab der 
Vollendung des 15. Lebensjahres zu; sie bedürfen 
hierzu nicht der Einwilligung oder Genehmigung von 
Personen, die zu ihrer gesetzlichen Vertretung befugt 
sind. Bereits vor dieser Bekanntmachung erhobene Wi-
dersprüche werden berücksichtigt. 
 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
dem Bürgermeister der Stadt Meinerzhagen — Bürger-
büro -, Bahnhofstraße 15 (Rathausgebäude 1), 58540 
Meinerzhagen, zu erklären. 
 
Diese Bekanntmachung kann auch unter www.meinerz-
hagen.de eingesehen werden. 
 
Meinerzhagen, 22 Oktober 2024 
 
Der Bürgermeister 
Nesselrath 
 
 
 
 

 
 
 
Bebauungsplan Nr. 80 „Trotzenburg“ der Stadt 
Meinerzhagen;  

hier: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 
3 Abs. 1 BauGB 
 
Der Rat der Stadt Meinerzhagen hat in seiner Sitzung 
am 19.06.2023 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 80 „Trotzenburg“ beschlossen. 
 
Planungsziel ist die planungsrechtliche Sicherung der 
bestehenden Nutzung des vorhandenen Wohn- und 
Geschäftsgebäudes „Trotzenburg 1“ sowie die Schaf-
fung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für den 
Bau von Einfamilienwohnhäusern auf der daran angren-
zenden Freifläche. 
 
Die Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungs-
plans ist aus nachstehendem Kartenausschnitt ersicht-
lich:

http://www.meinerzhagen.de/
http://www.meinerzhagen.de/
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Zur frühzeitigen Beteiligung und Unterrichtung der Öf-
fentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB liegen der Vorent-
wurf des Bebauungsplanes Nr. 80 „Trotzenburg“ (Plan-
zeichnung) und die zugehörige Begründung vom Sep-
tember 2024 (Teil A: Allgemeiner Teil sowie Teil B: Um-
weltbericht) mit Anlagen (Fachbeitrag Artenschutz, 
Schalltechnisches Fachgutachten) in der Zeit vom 

 
11. November 2024 bis zum 10. Dezember 2024 

 
im Rathausgebäude 1 der Stadt Meinerzhagen, Bahn-
hofstraße 15, Eingangsbereich vorm Bürgerbüro zu je-
dermanns Einsichtnahme während der Dienststunden 
öffentlich aus. 
 
Innerhalb dieses Zeitraums haben alle daran Interes-
sierten die Möglichkeit, sich über die Ziele, Zwecke und 
Auswirkungen der Planung zu informieren; es besteht 
die Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung.  
 
Die Unterlagen können im o.g. Zeitraum auch im Inter-
net auf der Homepage der Stadt Meinerzhagen unter 
dem folgenden Link https://www.o-sp.de/meinerzha-
gen/plan?L1=4&pid=74981 eingesehen und herunter-
geladen werden. 
 
Während des vorgenannten Zeitraumes können Stel-
lungnahmen zum Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 
80 schriftlich oder zur Niederschrift oder über das unter 
dem o. g. Link zu erreichende Stadtplanungsportal on-
line abgegeben oder per E-Mail an die Adresse stadt-
planung@meinerzhagen.de gesendet werden. 
 
 
Meinerzhagen, den 15.10.2024 
 
Der Bürgermeister  
In Vertretung 
gez. Klose 
 
 
 
 
 

 
 
 

Ungültigkeit eines Dienstausweises 

 
 
Der Dienstausweis Nr. 56 des Gemeindemitarbeiters 
Ralf Bechtel, ausgestellt am 16.10.2015 und gültig bis 
auf Widerruf, ist in Verlust geraten. Der Dienstausweis 
wird hiermit für ungültig erklärt. Der unbefugte Ge-
brauch des Dienstausweises wird strafrechtlich verfolgt.  
 
Sollte der Ausweis gefunden werden, wird gebeten, ihn 
dem Bürgermeister der Gemeinde Schalksmühle, Per-
sonalabteilung, Rathausplatz 1, 58579 Schalksmühle, 
zuzuleiten. 
 
Schalksmühle, 21.10.2024  
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung  
gez. Voss 

 
 

 
 

Übermittlung von Daten an eine 
öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft 

über die Familienangehörigen eines Mitglieds 
dieser Religionsgesellschaft 

 
 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft Familienangehörige, die nicht derselben   
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
angehören, darf die Meldebehörde gemäß S 42 Absatz 
2 BMG von diesen Familienangehörigen folgende Da-
ten übermitteln: 
1. Familiennamen 
2. frühere Namen, 
3. Vornamen, 
4. Geburtsdatum und Geburtsort, 
5. Geschlecht, 
6. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religi-

onsgesellschaft, 
7. derzeitige Anschriften, gekennzeichnet nach Haupt- 

und Nebenwohnung, und letzte frühere Anschrift, 
8. Auskunftssperren nach S 51 BMG und bedingte 

Sperrvermerke nach S 52 BMG sowie 
9. Sterbedatum. 

 
Familienangehörige sind der Ehegatte oder Lebens-
partner, minderjährige Kinder und die Eltern von min-
derjährigen Kindern. 
 
Widerspruchsrecht gegen die Datenübermittlung 

 
Der Übermittlung ihrer Daten können die Betroffenen 
widersprechen. Der Widerspruch gegen die Datenüber-
mittlung verhindert nicht die Übermittlung von Daten für 
Zwecke des Steuererhebungsrechts an die jeweilige öf-
fentlich-rechtliche Religionsgesellschaft. Diese Zweck-
bindung wird dem Empfänger bei der Übermittlung mit-
geteilt. 
 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
dem Bürgermeister der Stadt Meinerzhagen — Bürger-
büro -, Bahnhofstraße 15 (Rathausgebäude 1), 58540 
Meinerzhagen, zu erklären. 
 
Diese Bekanntmachung kann auch unter www.meinerz-
hagen.de eingesehen werden. 
 
 
Meinerzhagen, 22. Oktober 2024 
 
Der Bürgermeister 
Nesselrath 
 

https://www.o-sp.de/meinerzhagen/plan?L1=4&pid=74981
https://www.o-sp.de/meinerzhagen/plan?L1=4&pid=74981
mailto:stadtplanung@meinerzhagen.de
mailto:stadtplanung@meinerzhagen.de
http://www.meinerzhagen.de/
http://www.meinerzhagen.de/
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Übermittlung personenbezogener Daten an das 
Bundesamt für das Personalmanagement 

der Bundeswehr 

 
Nach S 58c Soldatengesetz haben die Meldebehörden 
dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bun-
deswehr jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu 
Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im 
nächsten Jahr volljährig werden, zu übermitteln: 
1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. gegenwärtige Anschrift. 

 
Die Daten dürfen nur zur Übersendung von Informati-
onsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften ver-
wendet werden. Sie sind vom Bundesamt zu löschen, 
wenn die Betroffenen dies verlangen, spätestens je-
doch nach Ablauf eines Jahres nach der erstmaligen 
Speicherung beim Bundesamt. 
 
Widerspruchsrecht gegen die Datenübermittlung 
 
Der Übermittlung ihrer Daten können die Betroffenen 
widersprechen. Der Widerspruch ist schriftlich einzu-
reichen oder zur Niederschrift zu erklären bei der Stadt 
Meinerzhagen -Bürgerbüro-, Bahnhofstraße 15, 58540 
Meinerzhagen. 
 
Der Widerspruch sollte bis zum 28.02.2025 erfolgt sein. 
Diese Bekanntmachung kann auch unter www.meinerz-
haqen.de eingesehen werden. 
 
Meinerzhagen, 22.10.2024 
 
Der Bürgermeister 
Nesselrath 
 
 
 
 

 
 

Stadt Neuenrade 

 
Am Dienstag, 5. November 2024 um 17:00 Uhr, findet 
im Großen Sitzungssaal des Rathauses, Alte Burg 1, 
58809 Neuenrade eine Sitzung des Rates der Stadt 
Neuenrade statt. 

 
T a g e s o r d n u n g 

 
Öffentlicher Teil 

 
1. Anerkennung der Niederschrift über den öffentli-

chen Teil der Sitzung des Rates der Stadt Neuen-
rade vom 11.09.2024 

2. Bericht über die Erledigung der Beschlüsse aus dem 
öffentlichen Teil der Sitzung des Rates der Stadt 
Neuenrade vom 11.09.2024 

3. Anträge zur Tagesordnung 
4. Einwohnerfragestunde 
5. Anfragen und Mitteilungen 
6. Antrag der FDP-Fraktion vom 18.09.2024;  

hier: Differenzierung der Grundsteuer B 
7. Antrag der FDP-Fraktion vom 01.10.2024; 

hier: Steuerbefreiung für Hunde aus dem Tierheim 
8. Bildung eines Wahlausschusses für die Kommunal-

wahlen 2025 
9. Standortkonzept für die Aufstellung von Alt-

kleidercontainern 
10. 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 73 „Nieder-

heide“ der Stadt Neuenrade; 
hier: Satzungsbeschluss 

11. Wasserversorgungskonzept der Stadt Neuenrade; 
hier: Fortschreibung für die Jahre 2024-2029 

12. Beteiligungsbericht 2023 der Stadt Neuenrade 
13. Jahresabschlusses der Stadt Neuenrade zum 

31.12.2023 
14. Über- und außerplanmäßige Ausgaben 
15. Einwohnerfragestunde 

 
Nichtöffentlicher Teil 

 
16. Anerkennung der Niederschrift über den nichtöffent-

lichen Teil der Sitzung des Rates der Stadt Neuen-
rade vom 11.09.2024 

17. Bericht über die Erledigung der Beschlüsse aus dem 
nichtöffentlichen Teil der Sitzung des Rates der 
Stadt Neuenrade vom 11.09.2024 

18. Anträge zur Tagesordnung 
19. Anfragen und Mitteilungen 
20. Verleihung des Ehrenringes der Stadt Neuenrade 
21. Auftragsvergabe 
22. Auftragsvergabe 
23. Veröffentlichung von Beschlüssen 
 
Zu dieser Sitzung lade ich die Bevölkerung hiermit herz-
lich ein.  
 
Neuenrade, 23.10.2024 
 
gez. 
Antonius Wiesemann 
Bürgermeister 
 
 
Diese öffentliche Bekanntmachung kann auf der Home-
page der Stadt Neuenrade unter www.neuenrade.de 
aufgerufen werden. 
 

http://www.meinerzhaqen.de/
http://www.meinerzhaqen.de/
http://www.neuenrade.de/
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Erneute Bekanntmachung des Satzungsbeschlus-
ses zum Bebauungsplan Nr. 447 „Dröscheder Feld 
– Max-Planck-Straße“  

  
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 13.06.2023 folgenden 
Beschluss gefasst:  
  
Gemäß § 7 GO NRW in Verbindung mit § 10 BauGB 
wird der Bebauungsplan Nr. 447 „Dröscheder Feld – 
MaxPlanck-Straße“ als Satzung beschlossen. Dem Be-
bauungsplan ist die Begründung gem. § 9 Abs. 8 
BauGB beigefügt.  
  
Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) und § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666, SGV NRW 2023) in der zurzeit gel-
tenden Fassung.  
  
Bekanntmachungsanordnung  

  
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit gem. 
§ 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) öffentlich bekannt ge-
macht. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan in Kraft.  
  
Iserlohn, den 25.10.2024  
  
Michael Joithe  
Bürgermeister  
 
  
Die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses er-
folgte bereits am 28.06.2023 im Amtsblatt des Märki-
schen Kreises. Im Rahmen des ergänzenden Verfah-
rens gem. § 214 Abs. 4 BauGB wird der Satzungsbe-
schluss hiermit erneut bekannt gemacht. Der Bebau-
ungsplan Nr. 447 „Dröscheder Feld – Max-Planck-
Straße“ tritt damit rückwirkend zum 28.06.2023 in Kraft.   
  
In den Bebauungsplan und die Begründung kann ab so-
fort während der Dienststunden im Stadthaus Bömberg, 
Bömbergring 37 - Bereich Städtebau/Abteilung Städte-
bauliche Planung, Einsicht genommen werden. Die vor-
genannten Bauleitplanunterlagen sind zudem im Inter-
net auf der Seite der Stadt Iserlohn (http://www.iser-
lohn.de) unter der Rubrik „Bebauungspläne“ zur Ein-
sicht bereitgestellt.   
 
Hinweise  

  
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 

BauGB über die fristgemäße Anmeldung etwaiger 
Entschädigungsansprüche in Folge der Festsetzun-
gen dieses Bebauungsplans wird hingewiesen. Die 
Leistung der Entschädigung ist schriftlich bei der 
Stadt Iserlohn zu beantragen. Nach § 44 Abs. 4 
BauGB erlischt der Entschädigungsanspruch, wenn 

nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahrs, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.   

  
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-

ten nach der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfa-
len (GO NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung im Märkischen Amtsblatt nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn  

  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

  
3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen von 

Verfahrens- oder Formvorschriften i.S.v. § 214 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, eine unter Berücksichtigung des 
§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans sowie Mängel 
in der Abwägung nach einem Jahr seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplans unbeachtlich, es sei 
denn, sie werden innerhalb der Fristen schriftlich ge-
genüber der Gemeinde geltend gemacht. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begrün-
den soll, ist darzulegen.   

 
Iserlohn, den 28.10.2024  
 
Michael Joithe  
Bürgermeister  
 
 
 

 
 
 
Erneute Bekanntmachung des Satzungsbeschlus-
ses zum Bebauungsplan Nr. 405 „Ehemalig Hänsel 
Textil“ gem. § 13a BauGB  

  
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 06.10.2020 folgenden 
Beschluss gefasst:  
  
Gemäß § 7 GO NRW in Verbindung mit § 10 BauGB 
wird der Bebauungsplan Nr. 405 “Ehemalig Hänseltex-
til“ als Satzung beschlossen. Dem Bebauungsplan ist 
die Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB beigefügt.   
  
Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) und § 7 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666, SGV NRW 2023) in der zurzeit gel-
tenden Fassung.  
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Bekanntmachungsanordnung  

Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit gem. 
§ 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) öffentlich bekannt ge-
macht. Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan in Kraft.  
  
Iserlohn, den 25.10.2024 
  
Michael Joithe  
Bürgermeister  
 
 
Die Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses er-
folgte bereits am 28.10.2020 im Amtsblatt des Märki-
schen Kreises. Im Rahmen des ergänzenden Verfah-
rens gem. § 214 Abs. 4 BauGB wird der Satzungsbe-
schluss hiermit erneut bekannt gemacht. Der Bebau-
ungsplan Nr. 418 „Ehemalige Hauptschule Hennen“ tritt 
damit rückwirkend zum 28.10.2020 in Kraft.   
  
In den Bebauungsplan und die Begründung kann ab so-
fort während der Dienststunden im Stadthaus Bömberg, 
Bömbergring 37 - Bereich Städtebau/Abteilung Städte-
bauliche Planung, Einsicht genommen werden. Die vor-
genannten Bauleitplanunterlagen sind zudem im Inter-
net auf der Seite der Stadt Iserlohn (http://www.iser-
lohn.de) unter der Rubrik „Bebauungspläne“ zur Ein-
sicht bereitgestellt.   
  
Hinweise  

  
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 

BauGB über die fristgemäße Anmeldung etwaiger 
Entschädigungsansprüche in Folge der Festsetzun-
gen dieses Bebauungsplans wird hingewiesen. Die 
Leistung der Entschädigung ist schriftlich bei der 
Stadt Iserlohn zu beantragen. Nach § 44 Abs. 4 
BauGB erlischt der Entschädigungsanspruch, wenn 
nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Ka-
lenderjahrs, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, 
die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.   

  
2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschrif-

ten nach der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfa-
len (GO NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO nach Ab-
lauf von sechs Monaten seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung im Märkischen Amtsblatt nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn  

  
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt,  

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

  
3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen von 

Verfahrens- oder Formvorschriften i.S.v. § 214 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, eine unter Berücksichtigung des 

§ 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans sowie Mängel 
in der Abwägung nach einem Jahr seit Bekanntma-
chung des Bebauungsplans unbeachtlich, es sei 
denn, sie werden innerhalb der Fristen schriftlich ge-
genüber der Gemeinde geltend gemacht. Der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begrün-
den soll, ist darzulegen.   

 
Iserlohn, den 28.10.2024  
 
Michael Joithe  
Bürgermeister  
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Entwurf der 9. Änderung des Flächennutzungs-
plans in den Ortsteilen Dröscheder Feld und 
Griesenbrauck gem. § 2 BauGB  
Beschluss zur Veröffentlichung im Internet gem. § 3 
Abs. 2 BauGB   
  

 
Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 08.10.2024 folgende 
Beschlüsse gefasst:  
  
Für das Teilgebiet A wird die Änderung des Geltungs-
bereichs der 9. Änderung des Flächennutzungsplans in 
den Ortsteilen Dröscheder Feld und Griesenbrauck ge-
mäß dem beigefügten Lageplan beschlossen.  
  
Die Stellungnahmen der Verwaltung zu den während 
der Beteiligungen gem. § 4 Abs. 1 BauGB vorgebrach-
ten Stellungnahmen werden im Abwägungsprozess ein-
gestellt und entsprechend beschlossen.  
  
Der Entwurf der 9. Änderung des Flächennutzungs-
plans in den Ortsteilen Dröscheder Feld und Griesen-
brauck ist gem. § 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu veröf-
fentlichen und zusätzlich öffentlich auszulegen.   
  
Die 9. Änderung des Flächennutzungsplans steht im 
Zusammenhang mit der Entwicklung eines neuen 
Wohngebiets am Standort „Dröscheder Feld“. Dafür 
wird nebeneinander zur 9. Änderung des Flächennut-
zungsplans das Verfahren zur Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 449/1 „Dröscheder Feld – Max-Planck-
Straße / Bernhard-Hülsmann-Weg – westlicher Bereich“ 
gem. § 2 BauGB aufgestellt. Um das Verfahren zu ver-
einfachen, wurde der Geltungsbereich der 9. Flächen-
nutzungsplanänderung im Teilbereich A dem Planbe-
reich des Bebauungsplans Nr. 449/1 angepasst.   
  
Auf der Fläche soll mittelfristig ein Stadtquartier entste-
hen, das in enger Nachbarschaft Raum zum Arbeiten, 
zum Wohnen und zum Leben bietet. Der rechtswirk-
same Flächennutzungsplan stellt den überwiegenden 
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Planbereich als Sonderbaufläche mit Zweckbestim-
mung „Bildung, Forschung und Verwaltung“ dar. Um die 
geplanten Stadtentwicklungsziele auf dem Gelände der 
ehemaligen Bernhard-Hülsmann-Kaserne umzusetzen 
und hierfür das verbindliche Planungsrecht schaffen zu 
können, ist grundlegend die Änderung der bisher dar-
gestellten Sonderbaufläche in eine Wohnbaufläche er-
forderlich.  
  
Aufgrund der im Rahmen der 9. Änderung des Flächen-
nutzungsplans zusätzlich erforderlichen zwei Rücknah-
meflächen, besteht die 9. Änderung des Flächennut-
zungsplans aus folgenden 3 Teilgebieten, die sich über 
die beiden Ortsteile Dröscheder Feld und Griesenbauck 
verteilen:  
  
• Teilgebiet A – westlicher Entwicklungsbereich der 

ehemaligen Bernhard-Hülsmann-Kaserne  
 Das Teilgebiet umfasst den brach liegenden westli-

chen Teil der ehemaligen Bernhard-Hülsmann-Ka-
serne.  

• Teilgebiet B – Rücknahmefläche Kalkofen  
 Das Teilgebiet B am südlichen Rand des Ortsteils 

Dröscheder Feld eine nach Süden moderat anstei-
gende Hangfläche, die aktuell Teil des bestehenden 
Grünzugs entlang des Straßenzugs Igelstraße / 
Karl-Arnold-Straße ist.   

  
• Teilgebiet C – Rücknahmefläche Griesenbrauck  
 Das Teilgebiet C umfasst eine Grundstücksfläche in 

zweiter Reihe im Südwesten des Ortsteils Griesen-
brauck.  

  
Folgende Planunterlagen / umweltrelevante Informatio-
nen können eingesehen werden:  
  
- Entwurf der 9. Änderung des Flächennutzungsplans  
- Begründung zum Entwurf einschließlich des Um-

weltberichts  
  
Umweltrelevante Informationen  

 
Folgende Arten von umweltbezogenen Informationen 
sind verfügbar und können während der Veröffentli-
chung im Internet und der zusätzlichen öffentlichen 
Auslegung eingesehen werden:  
  
Umweltbericht  
Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes 
wurde gem. § 2 Abs. 4 BauGB im Rahmen der Aufstel-
lung der 9. Änderung des Flächennutzungsplans eine 
Umweltprüfung durchgeführt, in welcher die voraus-
sichtlichen Umwelteinwirkungen ermittelt und in einem 
Umweltbericht beschrieben und bewertet wurden. Der 
Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil des Erläu-
terungsberichts zur Änderung des Flächennutzungs-
plans. Dabei wurden die erheblichen Umweltauswirkun-
gen für die folgenden Schutzgüter beschrieben und be-
wertet:  
 
Mensch/menschliche Gesundheit / Bevölkerung, Tiere / 
Pflanzen und biologische Vielfalt/Artenschutz, Fläche / 
Boden, Wasser, Klima / Luft / Klimaschutz / Klimaan-
passung, Landschaftsbild / Ortsbild und Kulturgüter und 
sonstige Sachgüter.  
  
 
 

Umweltbezogene Informationen in Stellungnahmen  
- LWL-Archäologie für Westfalen  
 Hinweis zur Beachtung der Meldepflicht von Boden-

funden  
- Landesbetrieb Straßenbau NRW  
 Hinweis zur Verkehrsbelastung und Leistungsfähig-

keit des Netzes  
- Landesbüro der Naturschutzverbände NRW-NABU  
 Hinweis zum Schutzgut –Boden/Verlust von Boden-

funktionen durch Versiegelung für das Teilgebiet A 
Hinweis zur Arrondierung zwischen Bebauung und 
Außenbereich zum Teilgebiet C  

- Versorgungsunternehmen (PLEdoc GmbH, Voda-
fone GmbH, Wasserwerke Westfalen GmbH, West-
netz GmbH)  

 Hinweis, dass Leitungen und Anlagen der genann-
ten Versorgungsunternehmen durch die geplante 
Maßnahme nicht betroffen sind  

  
Die Einsichtnahme und die Abgabe von Stellungnah-
men ist in der Zeit vom 07.11.2024 bis zum 09.12.2024 
möglich unter:  
  
https://www.iserlohn.de/wirtschaft-stadtentwicklung/be-
bauungsplaene/aktuelle-stadtplanung-undbuergerbe-
teiligung  
  
Stellungnahmen können außerdem schriftlich oder zur 
Niederschrift oder per E-Mail unter der Adresse: bauleit-
planung@iserlohn.de vorgebracht werden. Über die 
vorgebrachten Stellungnahmen entscheidet der Rat der 
Stadt Iserlohn.  
  
Der Planentwurf liegt zusätzlich zur Veröffentlichung im 
Internet im gleichen Zeitraum in folgenden städtischen 
Gebäuden aus:  
 
- Stadthaus Bömbergring, Bömbergring 37,  

58636 Iserlohn (eine telefonische Terminvereinba-
rung ist zu empfehlen, Frau Schwarz, Tel. 02371-
217/2354)  

  
- Stadtlabor Iserlohn, Nordengraben 10,  

58636 Iserlohn (frei zugänglich Mo., Mi., Do. von 
10:00 – 16:00 Uhr)  

  
Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen 
während der Auslegungsfrist abgegeben werden kön-
nen und dass nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben können.   
 
Iserlohn, den 25.10.2024 
  
Michael Joithe  
Bürgermeister  
 
 

https://www.iserlohn.de/wirtschaft-stadtentwicklung/bebauungsplaene/aktuelle-stadtplanung-undbuergerbeteiligung
https://www.iserlohn.de/wirtschaft-stadtentwicklung/bebauungsplaene/aktuelle-stadtplanung-undbuergerbeteiligung
https://www.iserlohn.de/wirtschaft-stadtentwicklung/bebauungsplaene/aktuelle-stadtplanung-undbuergerbeteiligung
mailto:bauleitplanung@iserlohn.de
mailto:bauleitplanung@iserlohn.de


9. Änderung des Flächennutzungsplans
in den Ortsteilen Dröscheder Feld und Griesenbrauck

Teilgebiete A, B, C

Max-Planck-Straße

Abgrenzung des Plangebietes

Erikastraße

Karl-
Arnold-Straße

Teilgebiet A

Teilgebiet B

Teilgebiet C
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Auslegung des Entwurfs 
der Haushaltssatzung 2025 

 
Der Entwurf der Haushaltssatzung nebst Haushalts-
plan und Anlagen für das Haushaltsjahr 2025 liegt 
gemäß § 80 Abs. 3 GO NRW ab 13.11.2024 bis zum 
Ende des Beratungsverfahrens im Rat während der 
allgemeinen Öffnungszeiten montags bis freitags von 
8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, sowie montags und diens-
tags von 13.30 Uhr bis 16.00 Uhr, und donnerstags 
von 13.30 Uhr bis 17.30 Uhr im Rathaus Schalks-
mühle, Rathausplatz 1, Zimmer 37, zur Einsicht-
nahme öffentlich aus. 
 
Einwendungen von Einwohnern oder Abgabepflichti-
gen gegen den Entwurf der Haushaltssatzung sind 
innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der 
Auslegung bei der Gemeinde Schalksmühle – Fach-
bereich für zentrale Dienste und Finanzen - Rathaus-
platz 1, 58579 Schalksmühle, zu erheben. 
 
Über die Einwendungen beschließt der Rat der Ge-
meinde in öffentlicher Sitzung. 
 
 
Schalksmühle, 25.10.2024 
 
Der Bürgermeister  
Schönenberg 
 
 
 
 
 

 
 
 
Am Dienstag, dem 05.11.2024, 17:00 Uhr, findet in 
dem Alten Casino am Sauerlandpark, Platanen-
allee 14, 58675 Hemer, die 25. Sitzung des Rates 
der Stadt Hemer statt. 

 
 
Tagesordnung 
 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Einberufung und Beschlussfä-
higkeit  

2. Fragestunde für Einwohner zu schriftlich einge-
gangenen oder dringenden Anfragen 

3. Prüfung der Niederschrift über die Sitzung vom 
24.09.2024 

4. Eingänge für den Rat 
5. Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 

Hemer 
 Vorlage: 10/2024-1190   

6. 4. Nachtragssatzung zur Änderung der Satzung 
über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der 
Stadt Hemer vom 01.10.2007 

 Vorlage: 10/2024-1196 
7. Straßenneubenennung Amerikastraße 
 Vorlage: 10/2024-1157   
8. Überplanmäßigen Mittelbereitstellung - Sanie-

rung KEA 
 Vorlage: 10/2024-1211   
9. Bereitstellung zusätzlicher Mittel "Gymnasium Er-

weiterung gem. Schulentwicklungskonzept 
 Vorlage: 10/2024-1213   
10. Jahresabschluss der Stadt Hemer Haushaltsjahr 

2023 
 Vorlage: 10/2024-1204   
11. Finanzcontrolling - Budgetbericht 2024 / Ausfüh-

rungsstand zu investiven Maßnahmen 
 Vorlage: 10/2024-1200   
12. Antrag UWG-Fraktion: technische Prüfung im FD 

Revision 
 Vorlage: 10/2024-1210   
13. Gemeinsames Kommunalunternehmen Stadtbe-

triebe der Städte Hemer und Iserlohn 
 - 6. Änderung der Satzung zur Errichtung des ge-

meinsamen Kommunalunternehmens Stadtbe-
triebe der Städte Hemer und Iserlohn im Kontext 
der Umsatzsteuerpflicht ab 1.1.2025 und Ergän-
zungen im Zuge des 3. NKF-Weiterentwicklungs-
gesetzes; 

 hier: Satzungsbeschluss;  
 - Zukunft des SIH – Aufbauorganisation;  
 hier:  Einrichtung einer Vollzeitstelle Betriebslei-

tung 
 Vorlage: 10/2024-1198   
14. Anpassung des Gesellschaftsvertrages der 

Stadtwerke Hemer GmbH hinsichtlich der Einzel-
vertretungsbefugnis der Geschäftsführenden und 
des Verzichts auf die Lage- und Nachhaltigkeits-
berichterstattung 

 Vorlage: 10/2024-1199   
15. Gebührensatzung für den Krankentransport- und 

den Rettungsdienst vom 08.07.2021 
 Vorlage: 10/2024-1202   
16. Ausschussumbesetzung;  
 hier: Antrag der FDP-Fraktion 
 Vorlage: 10/2024-1201   
17. Mitteilungen des Bürgermeisters 
18. Anfragen   
 
 
II. Nichtöffentliche Sitzung 

 
Im nichtöffentlichen Teil werden zwei Personalange-
legenheiten und drei Vertragsangelegenheiten be-
handelt. 
 
 
Hemer, 25.10.24 
 
Gez. Christian Schweitzer 
Bürgermeister
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Bekanntmachung 
zu einer Sitzung des Rates am  

Dienstag, 05.11.2024 um 17:00 Uhr im  
Ratssaal des Rathauses,  

Grünestraße 12, 58840 Plettenberg 

 
Tagesordnung  
 
I. Öffentlicher Teil  

 
Punkt 1: Einwohnerfragestunde  
 
Punkt 2:   Kenntnisnahme der öffentlichen Nieder-

schrift der letzten Sitzung des Rates  
 
Punkt 3:  Aktueller Finanzbericht  
 
Punkt 4:  Einziehung des Verbindungsweges auf 

dem Grundstück Bahnhofstraße 29 zwi-
schen Bahnhofstraße und Scharnhorst-
straße 

 
Punkt 5: Überplanmäßige Mehrausgabe im Pro-

duktsachkonto 25.263.001 - 5317000  
 
Punkt 6:  Hundesteuersatzung und Erlass der 7. 

Änderungssatzung    
 
Punkt 7: 5. Änderungssatzung zur Anpassung der 

Gebührensatzung für den Krankentrans-
port- und Rettungsdienst der Stadt Plet-
tenberg vom 03.07.2019  

 
Punkt 8: Ausschuss- und Gremienbesetzung   
 
Punkt 9: Anfragen und Bekanntmachungen 
 
Punkt 10: Verschiedenes 
 
Punkt 11:  Einwohnerfragestunde 
 
II. Nichtöffentlicher Teil  

 
Punkt 12: Kenntnisnahme der nichtöffentlichen Nie-

derschrift der letzten Sitzung des Rates  
 
Punkt 13: Mietvertragsangelegenheiten  
 
Punkt 14: Grundstücksangelegenheit  
 
Punkt 15: Grundstücksangelegenheit  
 
Punkt 16: Anfragen und Bekanntmachungen  
 
Punkt 17: Verschiedenes 
 
Punkt 18:  Veröffentlichungen    
 
 
gez. Schulte   

 
 

 
 
 
 

32. Sitzung des Rates der Stadt Altena (Westf.) 

 
am Montag, den 04.11.2024, 16:00 Uhr, 
im großen Sitzungssaal, Zi. 62, Rathaus,  

Lüdenscheider Str. 22, 58762 Altena (Westf.). 
 
 
T a g e s o r d n u n g : 

 
I. Öffentlicher Teil 

 
1. Genehmigung der Niederschrift des Rates vom 

14.10.2024 
 
2. Anfragen der Einwohner 
 
3. Einbringung des Haushalts 2025 
 (Beratungsvorlage wird ausgelegt) 
 
4. Personalbericht 2024 
5. Wiederaufbauplan Starkregenkatastrophe 2021; 
 Auftragsvergaben 
 
6. Umbesetzung von Ausschüssen 
 
7. Mitteilungen 
 
8. Anfragen 
 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 

 
1. Genehmigung der Niederschrift des Rates vom 

14.10.2024 
 
2. Beteiligungsangelegenheit 
 
3. Mitteilungen 
 
4. Anfragen 
 
 
Altena (Westf.) 22.10.2024 
 
Kober 
Bürgermeister 
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Jahresabschluss der Stadtwerke Neuenrade - 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

für das Wirtschaftsjahr 2023 
 

 
Der Jahresabschluss der Stadtwerke Neuenrade – 
Anstalt des öffentlichen Rechts – zum 31.12.2023 
wird wie folgt festgestellt: 
 
Die Bilanz der Stadtwerke Neuenrade zum 
31.12.2023 schließt in Aktiva und Passiva mit jeweils 
21.611.749,33 € ab. 
 
Der Jahresgewinn 2023 wird gemäß der Gewinn- 
und Verlustrechnung für die Zeit vom 01. Januar bis 
31. Dezember 2023 auf 443.246,38 € festgesetzt. 
 
Der Jahresgewinn 2023 des Geschäftsbereiches 
Wasserversorgung in Höhe von 139.647,13 € soll der 
„Allgemeinen Rücklage Wasserversorgung“ zuge-
führt werden. 
 
Aus dem im Geschäftsbereich Stadtentwässerung 
erwirtschafteten Jahresgewinn 2023 über 
418.703,61 € soll eine Gewinnabführung an den 
Haushalt der Stadt Neuenrade in Höhe von 
90.000,00 € erfolgen, der verbleibende Betrag in 
Höhe von 328.703,61 € soll der „Allgemeinen Rück-
lage Stadtentwässerung“ zugeführt werden. 
 
Der Jahresverlust 2023 des Geschäftsbereiches Ab-
fallbeseitigung in Höhe von 34.348,68 € soll mit der 
„Allgemeinen Rücklage Abfallbeseitigung“ verrech-
net werden. 
 
Der Jahresverlust 2023 des Geschäftsbereiches 
Straßenreinigung über 90.462,43 € soll mit der „All-
gemeinen Rücklage Straßenreinigung“ verrechnet 
werden. 
 
Der Jahresgewinn 2023 des Geschäftsbereiches 
Sonstige Leistungen für Dritte von 9.706,75 € soll der 
„Allgemeinen Rücklage Sonstige Leistungen für 
Dritte“ zugeführt werden. 
 
Der Lagebericht der Stadtwerke Neuenrade – AöR 
für das Geschäftsjahr 2023 wird zur Kenntnis genom-
men. 
 
Dem Vorstand der Stadtwerke Neuenrade – AöR 
wird vorbehaltlos Entlastung erteilt. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2023 der Stadtwerke Neuenrade – Anstalt des 
öffentlichen Rechts – beauftragte Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Artemis GmbH, Sundern, hat am 
22.07.2024 folgenden Bestätigungsvermerk erteilt:  
 

„Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke 
Neuenrade AöR – bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrech-
nung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 
zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, ein-
schließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus ha-
ben wir den Lagebericht der Stadtwerke Neuenrade 
AöR für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis 
zum 31. Dezember 2023 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 
 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in al-
len wesentlichen Belangen den Vorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) i.V.m. der Kommunalunterneh-
mensverordnung (KUV) sowie den deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Fi-
nanzlage der Anstalt zum 31. Dezember 2023 so-
wie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2023 bis zum 31. Dezember 2023 und 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der Anstalt. In 
allen wesentlichen Belangen steht dieser Lage-
bericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-
spricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des 
Jahresabschlusses und des Lageberichts“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. 
Wir sind von der Anstalt unabhängig in Übereinstim-
mung mit den deutschen handelsrechtlichen und be-
rufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sons-
tigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung 
mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und 
des Verwaltungsrates für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 
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Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) i.V.m. der Kommunalun-
ternehmensverordnung (KUV) sowie den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtli-
chen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen 
entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss un-
ter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der Anstalt vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung 
als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung ei-
nes Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von 
dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rech-
nungslegung und Vermögensschädigung) oder Irrtü-
mer ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der Anstalt zur Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 
die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 
mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, so-
fern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie 
dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rech-
nungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 
tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entge-
genstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der An-
stalt vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen 
mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Ver-
treter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maß-
nahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 
haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in 
Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-
schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und 
um ausreichende geeignete Nachweise für die Aus-
sagen im Lagebericht erbringen zu können. 
 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Überwa-
chung des Rechnungslegungsprozesses der Anstalt 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen falschen Darstellungen auf-
grund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Anstalt vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss so-

wie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis-
sen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen 
Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, so-
wie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der un-
sere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicher-
heit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellun-
gen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, 
wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grund-
lage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts ge-
troffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Ad-
ressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 
 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht, aufgrund von dolo-
sen Handlungen oder Irrtümern, planen und füh-
ren Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese 
Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnach-
weise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. 
Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resul-
tierende wesentliche falsche Darstellungen nicht 
aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass 
aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, da do-
lose Handlungen kollusives, Zusammenwirken, 
Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, 
irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten inter-
nen Kontrollsystem und den für die Prüfung des 
Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maß-
nahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 
unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil 
zur Wirksamkeit dieser Systeme der Anstalt ab-
zugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
geschätzten Werte und damit zusammenhängen-
den Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
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Fähigkeit der Anstalt zur Fortführung der Unter-
nehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 
dem Schluss kommen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-
stätigungsvermerk auf die dazugehörigen Anga-
ben im Jahresabschluss und im Lagebericht auf-
merksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-
folgerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass 
die Anstalt ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr 
fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau 
und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle 
und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grunds-
ätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der An-
stalt vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der Anstalt. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-
sis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise 
vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-
kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen 
Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen An-
nahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen. 
 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang und 
die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prü-
fungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel 
im internen Kontrollsystem, die wir während unserer 
Prüfung feststellen. 
 
SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHT-
LICHE ANFORDERUNGEN  

 
Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß 
§ 103 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 

 
Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 
 
Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen 
der Anstalt i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2023 bis zum 31. Dezem-
ber 2023 befasst.  

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind 
wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sach-
verhalte bekannt geworden sind, die zu wesentlichen 
Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der Anstalt Anlass geben. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Anstalt sowie für die 
Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie 
dafür als notwendig erachtet haben. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers 
 
Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW 
Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erwei-
terung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW 
PS 720) durchgeführt. 
 
Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist 
es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fra-
genkreise zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass 
geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprü-
fers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidun-
gen der gesetzlichen Vertreter und die Geschäftspo-
litik zu beurteilen.“ 
 
Der Jahresabschluss zum 31.12.2023 der Stadt-
werke Neuenrade – Anstalt des öffentlichen Rechts 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2023 liegt in den Geschäftsräu-
men der Stadtwerke Neuenrade, Bahnhofstraße 57, 
58809 Neuenrade, während der Öffnungszeiten  
 
Montag bis Freitag 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr 

Montag und Dienstag 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

Donnerstag 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr 
 
zur öffentlichen Einsichtnahme aus.  
 
 
Neuenrade, 28. Oktober 2024 
 
gez.   gez. 
Fabian Cormann  Marcus Henninger 
Vorstand  Vorstand 
 
 
Diese Bekanntmachung kann auf der Homepage der 
Stadt Neuenrade unter www.neuenrade.de aufgeru-
fen werden. 
 

http://www.neuenrade.de/
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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

 
DES VORHABENS, DER AUSLEGUNG 

DER ANTRAGSUNTERLAGEN SOWIE DES 
VORGESEHENEN ERÖRTERUNGSTERMINS 

GEMÄß § 10 ABSATZ 3 DES 
BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES  
(BImSchG) IN VERBINDUNG MIT §§ 18, 19  

DES GESETZES ÜBER DIE  
UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 

(UVPG) 

 
 
Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) für die Errichtung und 
den Betrieb von vier Windenergieanlagen (WEA) in 
Balve. 

 
 
 
 
 
 
 
1. Erläuterung des Vorhabens 

 

Die Firma PNE AG, Peter-Henlein-Straße 2-4, 27472 
Cuxhaven, beantragt gemäß §§ 4, 6 i.V.m. § 10 des 
Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Er-
schütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Im-
missionsschutzgesetz - BImSchG) vom 17.05.2013 
(BGBl. I S.1274) - in der zurzeit geltenden Fassung - 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 der Vierten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) und Nr. 1.6.2 Buchstabe V 
des Anhanges 1 zu vorstehend genannter Verord-
nung, die immissionsschutzrechtliche Genehmigung 
für die Errichtung und den Betrieb von vier WEA vom 
Typ Vestas in Balve an den nachfolgenden Standor-
ten:  

 
 

 WEA 3 WEA 4 WEA 5 WEA 6a 

Aktenzeichen:   

Typ: VESTAS V172 V172 V172 V172 

Nabenhöhe [m]: 175 

Rotordurchmesser [m]: 172 

Gesamthöhe [m]: 261 

Elektrische Leistung [MW]: 7,2 

UTM Zone 32: 418453 
5688723 

417928 
5689252 

417659 
5688930 

417263 
5688437 

Gemarkung:  
Flur: 
Flurstück: 

Balve 
1 
26 

Balve 
2 
39 

Balve 
1 
8 

Balve 
1 
109, 51, 108, 112 

 
Die vier geplanten WEA der Firma PNE AG werden 
zusammen mit zwei weiteren Anlagen der Firma 
WestfalenWind Planungs GmbH & Co. KG geplant. 
Dementsprechend wurden unter anderem die Gut-
achten zusammen beauftragt. 
 
Die vorgenannten WEA sollen nach erteilter Geneh-
migung errichtet und Ende 2026 in Betrieb genom-
men werden. 
 
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem 
ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antragsun-
terlagen entnommen werden. 
 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmi-
gung nach § 4 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit 
Ziffer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Zustän-
dige Genehmigungsbehörde ist gem. § 14 Abs. 1, 3 
des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, 
Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen 
(Landes-Immissionsschutzgesetz - LImSchG) NRW, 
§ 1 Abs. 3 der Zuständigkeitsverordnung Umwelt-
schutz (ZustVU) NRW i.V.m. Teil A der Anlage zur 
ZustVU NRW der Märkische Kreis - Der Landrat als 
Untere Immissionsschutzbehörde. 
 
 

 
2. Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Nach Nummer 1.6.3 der Anlage 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24.02.2010 – in 
der zurzeit geltenden Fassung – ist für 3 bis weniger 
als 6 WEA eine standortbezogene Vorprüfung durch-
zuführen. Für das Vorhaben wurde jedoch durch die 
Antragstellerin gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 UVPG eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) beantragt. Die 
Vorprüfung entfällt gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 UVPG, weil 
der Märkische Kreis als zuständige Behörde dies als 
zweckmäßig erachtet. Damit besteht für das Vorha-
ben eine UVP-Pflicht.  
 
Ein Umweltverträglichkeitsbericht wurde von der An-
tragstellerin vorgelegt. 

 
3. Öffentliche Bekanntmachung 
 

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BIm-
SchG in Verbindung mit §§ 8 ff. der Neunten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes – Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren - 9. BImSchV) und §§ 18, 19 UVPG 
öffentlich bekannt gemacht. 
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Die öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens wird 
gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BImSchG i.V.m. § 8 Abs. 
1 der 9. BImSchV im Amtsblatt des Märkischen Krei-
ses und auf der Internetseite des Märkischen Kreises 
(https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/) er-
folgen, sowie im zentralen Informationsportal über 
Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nordrhein- 
Westfalen (www.uvp-verbund.de/portal/) nach § 20 
UVPG.  
 
Die Antragsunterlagen inklusive aller vorgelegter 
Gutachten, sowie der UVP-Bericht sind auf der 
Homepage und im zentralen Informationsportal über 
Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nordrhein-West-
falen einsehbar.  
 
4. Auslegung der Antragsunterlagen  
 

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen 
Unterlagen können in der Zeit  
 
ab dem 06.11.2024 bis einschließlich 05.12.2024 
 

an folgenden Stellen eingesehen werden: 
 
a) Kreisverwaltung des Märkischen Kreises,  
Untere Immissionsschutzbehörde,  
Heedfelder Straße 45, 58509 Lüdenscheid  

zu folgenden Zeiten während der Dienststunden 
nach telefonischer Terminabsprache  
(02351 966 6434): 
montags bis donnerstags von 08:30 – 13:30 Uhr, 
freitags von 8:30 – 12:00 Uhr  
 
b) Rathaus der Stadt Balve, Widukindplatz 1, 
58802 Balve, Zimmer 44 

zu folgenden Zeiten während der Dienststunden 
montags 08:30 – 12:00 Uhr und 14:30 – 17:00 Uhr 
dienstags bis freitags von 8:30 – 12:00 Uhr 
 
c) Internet 

Zusätzlich dazu werden während desselben Zeitrau-
mes die Unterlagen auch im zentralen Informations-
portal über Umweltverträglichkeitsprüfungen unter:  
www.uvp-verbund.de/portal/ 
und auf der Homepage des Märkischen Kreises un-
ter: 
https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/ 
veröffentlicht. 
 
Der Antrag wird zusammen mit den folgenden ent-
scheidungserheblichen Antragsunterlagen ausge-
legt: 
 
- Schallimmissionsprognose für sechs Windener-

gieanlagen von Pavana GmbH vom 23.05.2024 
mit der Berichts-Nr. 2024PAV00811 am Standort 
Balver Wald 

 
- Schattenwurfprognose für sechs Windenergiean-

lagen von Pavana GmbH vom 22.05.2024 mit der 
Berichts-Nr. 2024PAV00814 am Standort Balver-
Wald 

 
- Natura 2000-Verträglichkeitsvorprüfung von En-

viro-Plan GmbH vom 09.07.2024 
 

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe I & II 
von Büro Strix, Naturschutz und Freilandökologie 
vom 10.07.2024 

 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan I & II von 

Enviro-Plan GmbH vom 10.07.2024 mit den An-
hängen zur Bilanzierung, Sichtbarkeitsanalysen 
und Kartenmaterial 

 
- Forstfachliches Gutachten (Nr. 2023-41) zur Her-

leitung des Kompensationsbedarfs durch Bean-
spruchung von Waldflächen von M.Sc. Agr. 
oec./Dipl. Forst Ing. Sebastian Krebs, Land- und 
Forstwirtschaftliches Sachverständigenbüro vom 
06.06.2024 

 
- Bericht zur Umweltverträglichkeitsprüfung von 

Enviro-Plan GmbH vom 10.07.2024, welche die 
nach § 4e Abs. 1 der 9. BImSchV erforderlichen 
Angaben zu den voraussichtlichen Auswirkungen 
des Vorhabens auf die in § 1a der 9. BImSchV 
genannten Schutzgüter enthält. 

 
Bei Bedarf kann eine andere leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit ebenfalls zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
5. Einwendungen 
 

Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß 
§ 12 Abs. 1 S. 1 und S. 2 der 9. BImSchV während 
der Auslegungsfrist und bis einen Monat nach Ablauf 
der Auslegungsfrist bis einschließlich zum 
 

06.01.2025 

schriftlich  
- beim Landrat des Märkischen Kreises, Untere Im-

missionsschutzbehörde, Heedfelder Str. 45, 
58509 Lüdenscheid oder 

 
- beim Bürgermeister der Stadt Balve, Widukind-

platz 1, 58802 Balve oder 
 

- elektronisch (E-Mail: immissionsschutz@maerki-
scher-kreis.de) erhoben werden.  

 
Einwendungen müssen den Namen und die Anschrift 
der einwendenden Person erkennen lassen. Unle-
serliche Namen oder Anschriften werden bei gleich-
förmigen Einwendungen unberücksichtigt gelassen.  
 
Auf Verlangen der einwendenden Person wird deren 
Name und Anschrift nicht weitergegeben, sofern die 
ordnungsgemäße Durchführung des Verfahrens 
nicht beeinträchtigt wird. Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. 
BImSchV sind die Einwendungen dem Antragsteller 
und, soweit sie deren Aufgabenbereich berühren, 
den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden 
bekannt zu geben. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist (06.01.2025, 24:00 
Uhr) sind gemäß § 10 Abs. 3 Satz 9 BImSchG für das 
Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen.  
 
Der Märkische Kreis entscheidet über die eingegan-
genen Einwendungen.  

https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/
http://www.uvp-verbund.de/portal/
http://www.uvp-verbund.de/portal/
https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/
mailto:immissionsschutz@maerkischer-kreis.de
mailto:immissionsschutz@maerkischer-kreis.de
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6. Onlinekonsultation (Erörterungstermin) 
 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die 
Genehmigungsbehörde, ob ein Erörterungstermin 
durchgeführt wird, in dem dann die form- und fristge-
recht erhobenen Einwendungen erörtert werden.  
 
Gem. § 10 Abs. 6 Satz 2 BImSchG kann der Erörte-
rungstermin durch eine Onlinekonsultation ersetzt 
werden. Von dieser Möglichkeit wird im Rahmen die-
ses Verfahrens Gebrauch gemacht. Die anstelle ei-
nes Erörterungstermins geplante Onlinekonsultation 
findet statt im Zeitraum: 
 

Montag, 20.01.2025 bis Montag, 27.01.2025 
 

Sollte die Onlinekonsultation nicht oder nicht im oben 
genannten Zeitraum stattfinden, wird dies rechtzeitig 
öffentlich im Amtsblatt des Märkischen Kreises und 
auf der Internetseite bekannt gemacht. Die Onlineko-
nsultation ist öffentlich zugänglich. Das Recht, sich 
an der Erörterung zu beteiligen, haben jedoch neben 
den Vertretern der beteiligten Behörden und dem 
Vorhabenträger und dessen Beauftragten nur dieje-
nigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. 
 

Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich be-
kannt gemacht. Die Zustellung der Entscheidung 
über den Antrag kann durch öffentliche Bekanntma-
chung gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG ersetzt werden. 
 
Lüdenscheid, den 30.10.2024 
 
Geschäftszeichen: 46-32.30.11- 962.0004/24/1.6.2 
 
MÄRKISCHER KREIS 
Der Landrat 
Untere Immissionsschutzbehörde 
In Vertretung 
 
gez. Dienstel-Kümper 
 
 

 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
 

DES VORHABENS, DER AUSLEGUNG 
DER ANTRAGSUNTERLAGEN SOWIE DES 

VORGESEHENEN ERÖRTERUNGSTERMINS 
GEMÄß § 10 ABSATZ 3 DES 

BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESETZES  
(BImSchG) IN VERBINDUNG MIT §§ 18, 19  

DES GESETZES ÜBER DIE  
UMWELTVERTRÄGLICHKEITSPRÜFUNG 

(UVPG) 

 
 
 
Genehmigungsverfahren nach dem Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz (BImSchG) für die Errichtung und 
den Betrieb von zwei Windenergieanlagen (WEA) in 
Balve. 

 
1. Erläuterung des Vorhabens 
 

Die Firma WestfalenWind Planungs GmbH & Co. 
KG, Vattmannstraße 6, 33100 Padeborn, beantragt 
gemäß §§ 4, 6 i.V.m. § 10 des Gesetzes zum Schutz 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzge-
setz - BImSchG) vom 17.05.2013 (BGBl. I S.1274) - 
in der zurzeit geltenden Fassung - in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BIm-
SchV) und Nr. 1.6.2 Buchstabe V des Anhanges 1 zu 
vorstehend genannter Verordnung, die immissions-
schutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb von zwei WEA vom Typ Vestas in Balve 
an den nachfolgenden Standorten:  
 

 WEA 1 (A) WEA 2 

Aktenzeichen:  962.0018/24/1.6.2 962.0019/24/1.6.2 

Typ: Vestas V172 

Nabenhöhe [m]: 175 

Rotordurchmesser [m]: 172 

Gesamthöhe [m]: 261 

Elektrische Leistung [MW]: 7,2 

UTM Zone 32: 
419.627 
5.688.262 

419.154 
5.688.472 

Gemarkung:  
Flur: 
Flurstück: 

Balve 
3 
29 

Balve 
3 
56 
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Die zwei geplanten WEA der Firma WestfalenWind 
Planungs GmbH & Co. KG werden zusammen mit 
vier weiteren Anlagen der Firma PNE AG geplant. 
Dementsprechend wurden unter anderen Gutachten 
zusammen beauftragt. 
 
Die vorgenannten WEA sollen nach erteilter Geneh-
migung errichtet und Mitte 2027 in Betrieb genom-
men werden. 
 
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem 
ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antragsun-
terlagen entnommen werden. 
 
Das beantragte Vorhaben bedarf einer Genehmi-
gung nach § 4 Abs. 1 BImSchG in Verbindung mit 
Ziffer 1.6.2 des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Zustän-
dige Genehmigungsbehörde ist gem. § 14 Abs. 1, 3 
des Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, 
Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen 
(Landes-Immissionsschutzgesetz - LImSchG) NRW, 
§ 1 Abs. 3 der Zuständigkeitsverordnung Umwelt-
schutz (ZustVU) NRW i.V.m. Teil A der Anlage zur 
ZustVU NRW der Märkische Kreis - Der Landrat als 
Untere Immissionsschutzbehörde. 
 
2. Umweltverträglichkeitsprüfung 
 

Das Vorhaben bedarf grundsätzlich keiner Umwelt-
verträglichkeitsprüfung, da bereits der Prüfwert der 
Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) – in der zurzeit geltenden Fas-
sung - nicht erreicht ist. Für das Vorhaben wurde je-
doch durch die Antragstellerin gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 
UVPG eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) be-
antragt. Die Vorprüfung entfällt gemäß § 7 Abs. 3      
S. 1 UVPG, weil der Märkische Kreis als zuständige 
Behörde dies als zweckmäßig erachtet. Damit be-
steht für das Vorhaben eine UVP-Pflicht.  
 
Ein Umweltverträglichkeitsbericht wurde von der An-
tragstellerin vorgelegt. 
 
3. Öffentliche Bekanntmachung 

 

Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BIm-
SchG in Verbindung mit §§ 8 ff. der Neunten Verord-
nung zur Durchführung des Bundes – Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren - 9. BImSchV) und §§ 18, 19 UVPG 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens wird 
gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BImSchG i.V.m. § 8 Abs. 
1 der 9. BImSchV im Amtsblatt des Märkischen Krei-
ses und auf der Internetseite des Märkischen Kreises 
(https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/) er-
folgen, sowie im zentralen Informationsportal über 
Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nordrhein- 
Westfalen (www.uvp-verbund.de/portal/) nach § 20 
UVPG.  
 
Die Antragsunterlagen inklusive aller vorgelegter 
Gutachten, sowie der UVP-Bericht sind auf der 
Homepage und im zentralen Informationsportal über 
Umweltverträglichkeitsprüfungen in Nordrhein-West-
falen einsehbar.  
 
 

4. Auslegung der Antragsunterlagen  

 
Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen 
Unterlagen können in der Zeit  
 
ab dem 06.11.2024 bis einschließlich 05.12.2024 
 

an folgenden Stellen eingesehen werden: 
 
a) Kreisverwaltung des Märkischen Kreises, 
Untere Immissionsschutzbehörde,  
Heedfelder Straße 45, 58509 Lüdenscheid  

zu folgenden Zeiten während der Dienststunden 
nach telefonischer Terminabsprache  
(02351 966 6434): 
montags bis donnerstags von 08:30 – 13:30 Uhr, 
freitags von 8:30 – 12:00 Uhr  
 
b) Rathaus der Stadt Balve, Widukindplatz 1, 
58802 Balve, Zimmer 44 

zu folgenden Zeiten während der Dienststunden 
montags 08:30 – 12:00 Uhr und 14:30 – 17:00 Uhr 
dienstags bis freitags von 8:30 – 12:00 Uhr 
 
c) Internet 

Zusätzlich dazu werden während desselben Zeitrau-
mes die Unterlagen auch im zentralen Informations-
portal über Umweltverträglichkeitsprüfungen unter:  
www.uvp-verbund.de/portal/ 
und auf der Homepage des Märkischen Kreises un-
ter: 
https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/ 
veröffentlicht. 
 
Der Antrag wird zusammen mit den folgenden ent-
scheidungserheblichen Antragsunterlagen ausge-
legt: 
 
- Schallimmissionsprognose für sechs Windener-

gieanlagen von Pavana GmbH vom 23.05.2024 
mit der Berichts-Nr. 2024PAV00811 am Standort 
Balver Wald 

 
- Schattenwurfprognose für sechs Windenergiean-

lagen von Pavana GmbH vom 22.05.2024 mit der 
Berichts-Nr. 2024PAV00813 am Standort Balver-
Wald 

 

- Natura 2000-Verträglichkeitsvorprüfung von En-
viro-Plan GmbH vom 26.01.2024 

 
- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag Stufe I & II 

von Büro Strix, Naturschutz und Freilandökologie 
vom 30.01.2024 

 
- Landschaftspflegerischer Begleitplan I & II von 

Enviro-Plan GmbH vom 30.01.2024 mit den An-
hängen zur Bilanzierung, Sichtbarkeitsanalysen 
und Kartenmaterial 

 

- Forstfachliches Gutachten (Nr. 2023-41) zur Her-
leitung des Kompensationsbedarfs durch Bean-
spruchung von Waldflächen von M.Sc. Agr. 
oec./Dipl. Forst Ing. Sebastian Krebs, Land- und 
Forstwirtschaftliches Sachverständigenbüro vom 
14.12.2023 

 

https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/
http://www.uvp-verbund.de/portal/
http://www.uvp-verbund.de/portal/
https://maerkischer-kreis.org/Immissionsschutz/
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- Bericht zur Umweltverträglichkeitsprüfung von 
Enviro-Plan GmbH vom 30.01.2024, welche die 
nach § 4e Abs. 1 der 9. BImSchV erforderlichen 
Angaben zu den voraussichtlichen Auswirkungen 
des Vorhabens auf die in § 1a der 9. BImSchV 
genannten Schutzgüter enthält. 

 
Bei Bedarf kann eine andere leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit ebenfalls zur Verfügung gestellt 
werden. 
 
5. Einwendungen 

 
Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß 
§ 12 Abs. 1 S. 1 und S. 2 der 9. BImSchV während 
der Auslegungsfrist und bis einen Monat nach Ablauf 
der Auslegungsfrist bis einschließlich zum 

 
06.01.2025 

schriftlich  
- beim Landrat des Märkischen Kreises, Untere Im-

missionsschutzbehörde, Heedfelder Str. 45, 
58509 Lüdenscheid oder 

 
- beim Bürgermeister der Stadt Balve, Widukind-

platz 1, 58802 Balve oder 
 

- elektronisch (E-Mail: immissionsschutz@maerki-
scher-kreis.de) erhoben werden.  

 
Einwendungen müssen den Namen und die Anschrift 
der einwendenden Person erkennen lassen. Unle-
serliche Namen oder Anschriften werden bei gleich-
förmigen Einwendungen unberücksichtigt gelassen.  
 
Auf Verlangen der einwendenden Person wird deren 
Name und Anschrift nicht weitergegeben, sofern die 
ordnungsgemäße Durchführung des Verfahrens 
nicht beeinträchtigt wird. Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. 
BImSchV sind die Einwendungen dem Antragsteller 
und, soweit sie deren Aufgabenbereich berühren, 
den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden 
bekannt zu geben. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist (06.01.2025, 24:00 
Uhr) sind gemäß § 10 Abs. 3 Satz 9 BImSchG für das 
Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausge-
schlossen, die nicht auf besondere privatrechtliche 
Titeln beruhen.  
 
Der Märkische Kreis entscheidet über die eingegan-
genen Einwendungen.  
 
6. Onlinekonsultation (Erörterungstermin) 

 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die 
Genehmigungsbehörde, ob ein Erörterungstermin 
durchgeführt wird, in dem dann die form- und fristge-
recht erhobenen Einwendungen erörtert werden.  
Gem. § 10 Abs. 6 Satz 2 BImSchG kann der Erörte-
rungstermin durch eine Onlinekonsultation ersetzt 
werden. Von dieser Möglichkeit wird im Rahmen die-
ses Verfahrens Gebrauch gemacht. Die anstelle ei-
nes Erörterungstermins geplante Onlinekonsultation 
findet statt im Zeitraum: 
 

Montag, 03.02.2025 bis Montag, 10.02.2025 
 

Sollte die Onlinekonsultation nicht oder nicht im oben 
genannten Zeitraum stattfinden, wird dies rechtzeitig 
öffentlich im Amtsblatt des Märkischen Kreises und 
auf der Internetseite bekannt gemacht. Die Onlineko-
nsultation ist öffentlich zugänglich. Das Recht, sich 
an der Erörterung zu beteiligen, haben jedoch neben 
den Vertretern der beteiligten Behörden und dem 
Vorhabenträger und dessen Beauftragten nur dieje-
nigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. 
 

Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich be-
kannt gemacht. Die Zustellung der Entscheidung 
über den Antrag kann durch öffentliche Bekanntma-
chung gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG ersetzt werden. 
 
Lüdenscheid, den 30.10.2024 
 
Geschäftszeichen: 
46-32.30.11-962.0018/24/1.6.2 (WEA 1) 
46-32.30.11-962.0019/24/1.6.2 (WEA 2) 
 
MÄRKISCHER KREIS 
Der Landrat 
Untere Immissionsschutzbehörde 
In Vertretung 
 
gez. Dienstel-Kümper 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Bekanntmachung 
der Stadt Meinerzhagen 

 
 
Am 07.11.2024, 17:00 Uhr, findet in den Sitzungsräu-
men 1 - 3 des Rathausgebäudes 1, Bahnhofstraße 
15, Meinerzhagen, eine Sitzung des Rates statt, zu 
der jedermann Zutritt hat. 
 

P r o g r a m m 

 
Tagesordnung  

 
Öffentliche Sitzung 
 
Festakt zur Verleihung einer Ehrenmedaille der Stadt 
Meinerzhagen  
 
Diese Bekanntmachung kann auch unter www.mei-
nerzhagen.de eingesehen werden.  
 
Meinerzhagen, 29.10.2024 
 
gez. Nesselrath 
 

mailto:immissionsschutz@maerkischer-kreis.de
mailto:immissionsschutz@maerkischer-kreis.de
http://www.meinerzhagen.de/
http://www.meinerzhagen.de/
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Veröffentlichung gemäß § 7 des Gesetzes zur 

Verbesserung der Korruptionsbekämpfung und 

zur Errichtung und Führung eines  

Vergaberegisters in Nordrhein-Westfalen  

(Korruptionsbekämpfungsgesetz –  

KorruptionsbG) 

 

 

 

Gemäß § 7 KorruptionsbG vom 16. Dezember 2004 

(GV. NRW. 2005 S. 8), in der derzeit gültigen Fas-

sung, sind die Mitglieder des Rates sowie die sach-

kundigen Bürgerinnen und Bürger gem. § 58 Abs. 3 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-

falen (GO NRW) verpflichtet, dem Bürgermeister 

schriftlich oder elektronisch Auskunft zu geben über  

 

1. den ausgeübten Beruf und Beraterverträge,  

 

2. die Mitgliedschaften in Aufsichtsräten und ande-

ren Kontrollgremien im Sinne des § 125 Absatz 1 

Satz 5 des Aktiengesetzes vom 6. September 

1965 (BGBI. I S. 1089), das zuletzt durch Artikel 

61 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. I 

S. 3436) geändert worden ist,  

 

3. die Mitgliedschaft in Organen von verselbststän-

digten Aufgabenbereichen in öffentlich-rechtli-

cher oder privatrechtlicher Form der in § 1 Abs. 1 

und Abs. 2 des Landesorganisationsgesetzes 

vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), das zuletzt 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 

2020 (GV. NRW. S. 1238) geändert worden ist, 

genannten Behörden und Einrichtungen,  

 

4. die Mitgliedschaft in Organen sonstiger privat-

rechtlicher Unternehmen, 

 

5. die Funktionen in Vereinen oder vergleichbaren 

Gremien. ´ 

 

Abweichend von Satz 1 sind die Mitglieder des Ver-

waltungsrates einer Anstalt öffentlichen Rechts nach 

§ 114a der Gemeindeordnung für das Land Nord-

rhein-Westfalen und eines gemeinsamen Kommu-

nalunternehmens nach den §§ 27, 28 des Gesetzes 

über kommunale Gemeinschaftsarbeit gegenüber 

der Leiterin oder dem Leiter der Aufsichtsbehörde 

auskunftspflichtig.  

 

Die Angaben sind in geeigneter Form jährlich zu ver-

öffentlichen.  

 

Die entsprechenden Unterlagen mit den übermittel-

ten Auskünften der Mitglieder des Rates und der 

sachkundigen Bürger/innen sowie des Bürgermeis-

ters stehen bei der Stadtverwaltung im Fachbereich 

1/10, Zentraler Service, Rathausgebäude 1, Bahn-

hofstraße 15, Meinerzhagen, während der allgemei-

nen Öffnungszeiten montags bis donnerstags von 

8.00 Uhr bis 12.00 Uhr (freitags bis 12.30 Uhr), mon-

tags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags 

von 14.00 Uhr bis 17.30 Uhr oder außerhalb dieser 

Zeiten auch nach Vereinbarung zur Einsicht zur Ver-

fügung.  

 

Diese Bekanntmachung kann auch auf der Internet-

seite/Homepage der Stadt Meinerzhagen unter 

www.meinerzhagen.de eingesehen werden.  

 

Meinerzhagen, 25. Oktober 2024 

 

Der Bürgermeister  

 

gez. Nesselrath 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Herausgeber: Märkischer Kreis – Der Landrat, 58509        
Lüdenscheid, Postfach 2080. Einzelexemplare sind bei den 
Stadtverwaltungen im Kreis, bei der Kreisverwaltung         
Lüdenscheid und im Internet unter www.maerkischer-
kreis.de kostenlos erhältlich; auf fernmündliche oder schrift-
liche Anforderung werden Einzelexemplare zugesandt. Das 
Bekanntmachungsblatt erscheint wöchentlich. 

http://www.meinerzhagen.de/
http://www.maerkischer-kreis.de/
http://www.maerkischer-kreis.de/

